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jetzt ernstlich wieder anfangen sich daran zu ge¬
vöhnen, solche Angelegenheiten bei Erledigung des

Voranschlages zur Beratung vorzulegen, da man

endlich aufhören müsse, Beiträge auszuwerfen, für
die nicht eigens die Deckung vorgesehen sei. Es

prechen noch hiezu St.=R. Josef Diem, Olto
ußenegger, St.=V. Georg Diem und St.=R. Martin

dlo Wohlgenannt. Schließlich erfolgt die Zuweisung

an den Land= und Forstwirtschaftsausschuß und
dieser soll nach gepflogener Beschlußfassung die150
Sache dem Finanzausschuß abtreten.

Zu 10. Wird in vertraulicher Sitzung behandelt,
Zu 11 a) Der Obmann des Finanzausschusses tellt

den Antrag
tedDie Stadtvertretung wolle beschließen

ne
„Die Stadtvertretung entspricht dem Ansuchen

der Bewohner von Winsau und leistet zu denchi
Kosten der Anlage der Lichtleitung einen 15%iger
Beitrag im Höchstbetrage von 8,600.000 Kr.

Dem Antrage wird die Zustimmung gegeben

Der Obmann des Finanzausschusses St.=R. Lehrerb)
Josef Rüf berichtet hiezu, daß für das Invaliden¬

ino laut des vorliegenden Amtsberichtes vom

l. Jänner bis 15. April 1924 eine Lustbarkeits

teuerschuldigkeit von 7.286.400 Kr. erwachsen sei
n was einer monatlichen Steuerschuldigkeit von

etwa 2 Millionen Kronen entspricht. Das Er¬
trägnis des Invalidenkinos komme im wesent¬
lichen kriegsbeschädigten Invaliden zugute, da
aus demsesben die Invaliden=Prothesenwerkstätte

6 n Dornbirn unterstützt und dadurch die Mög¬

lichkeit geschaffen werde, den Invaliden unter

ünstigen Bedingungen Prothesen abgeben zu
können. Wenn auch die Invalidenschaft seitens
der Stadt durch Beistellung von Kanzleiräumen

usw. schon eine Unterstützung erfährt, so empfiehl
der Berichterstatter trotzdem dem Ansuchen des

Invalidenverbandes um Ermäßigung der Lust

barkeitssteuer für das Invalidenkino nach Mög
lichkeit zu entsprechen und stellt den Antrag

Die Stadtvertretung wolle beschließen:

„Dem Vorarlberger Invaliden=Verband wird
ückwirkend ab 1. Jänner 1924 die Abgabe der

r imfür das InvalidenkincLustbarkeitssteuer
Schloßbräu im Pauschale gestattet. Die Höhe
des Pauschalbetrages wird für das Jahr 1924

mit monatlich 1.000 000 Kr. (einer Million)
estgesetzt.“

Die Zustimmung wird gegeben.
c) Die Bezirkshauptmannschaft Feldkirch hat seiner¬

zeit über Weisung der Vorarlberger Landes¬
regierung die Gemeinde eingeladen, für die Ju

biläumsstiftung der Gendarmerie einen ange¬
mnessenen Beitrag zu leisten, in Anerkennung der
großen Verdienste, die sich die Gendarmerie¬
örperschaft im Staat und Volk erworben hat.

Obmann des Finanzausschusses, St.=RDer
Lehrer Josef Rüf berichtet hiezu, daß bereits auch
andere größere Gemeinden einen solchen Beitrag
geleistet hätten und stellt den Antrag:

Die Stadtvertretung wolle beschließen:

Die Stadtvertretung entspricht dem Ansuchen
im einen Beitrag zur Jubiläumsstiftung der

Gendarmerie im Sinne der Zuschrift der Bezirks
hauptmannschaft Feldkirch vom 19. Mai d. 
und widmet für diesen Zweck eine Million Kronen.

Die Zustimmung wird gegeben.
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d) „Der Voranschlag der Arbeitsnachweisstell für
0 Dornbirn für die Zeit vom 1. Juli 1924 bis

o 31. Dezember mit Ausgaben Kr. 43 924 654 wird
zur Kenntnis genommen und der 15%ige Beitrag
der Stadt Dornbirn im Höchstbetrage von
Kr. 6,589.000 bewilligt."

e) Der Finanzausschuß stellt den Antrag;
Die Stadtvertretung wolle beschließen:
„Die Stadtgemeinde Dornbirn, die seit Jahrer

große Opfer für die Fortbildung der Jugend durch196
Uebernahme der Haushaltungsschule, Förderung1

der Musikschule und der gewerblichen Fortbildungs¬
chule, sowie durch die Uebernahme der Kosten für

die Handelskurse an der hiesigen Realschule ge¬

racht hat, ist außerstande, Gelder für die Unter¬
stützung der Bundeserziehungsanstalten frei zu
machen

Zu 12. Die Verhandlungsschrift über die am 2. Juni
924 abgehaltene Stadtvertretungssitzung wird ge

nehmigt und gefertigt.

a) Der Vorsitzende berichtet, daß zufolge Zu¬Zu 13.
chrift der Bezirkshauptmannschaft Feldkirch vom

I21. 7. 1924 Zl. 7/1, zur Anlegung der Ge¬
schworenen= und Schöffenliste für das Jahr 1925

die übliche Gemeindekommission zu wählen sei.
e Für das Jahr 1924 bestand diese Kommission

aus folgenden Mitgliedern: 1. Bürgermeister oder

Franz Salzmanndessen Stellvertreter, 2. Dr.
9 3. Thomas Steinmann, 4. Karl Fußenegger,

Jofef Hämmerle5.
Es wird beschlossen, dieser Kommission auch die

rbeiten der Anlage der Geschworenenliste für
das Jahr 1925 zu übertragen.St.=R. Schuldirektor Hans Martin weist darau

b)
hin, daß in einem Teile der Tagespresse versucht

worden sei, die Meinung zu verbreiten, als ob
die Stadt Dornbirn dem durch die Gesellschaft der

Musikfreunde beabsichtigten Konzerte der Wiener

Philharmoniker zu wenig Entgegenkommen ge
eigt habe und wünscht eine Feststellung über das
Ausmaß der Begünstigungen, welche seitens der

Stadt diesem Konzertunternehmen zugedacht waren.
Der Bürgermeister erklärt, daß der Stadtrat in

seiner Sitzung am 9. Juni ds. Is. beschlossen
abe, dem Konzertunternehmen die Lustbarkeits¬

steuer nachzulassen und außerdem die städt. Markt¬

halle kostenlos beizustellen und für den gedachten
Zweck herzurichten unter der Voraussetzung, daß
die durch die Gesellschaft der Musikfreunde in der
Höhe von 28 Millionen Kronen angeblich ge¬
währleisteten Bruttoeinnahmen nicht erreicht

würden. Bei dieser Gelegenheit betont St.=R.
Lehrer Josef Rüf, daß es gegenüber der Stadt¬
gemeinde eine große Ungerechtigkeit bedeutet, wenn
n der Zeitung der Vorwurf erhoben wird, wie
dies in letzter Zeit geschehen sei, als ob die Stadt
Dornbirn kein oder zu wenig Verständnis für

musikalische Kunstdarbietungen zu Volksbildungs¬

zwecken aufbrachte und daher solchen Unterneh¬
mungen viel zu wenig Unterstützung zukommen

lasse. Solche Vorwürfe seien um so ungerechter,

wenn man bedenkt, daß aus Mitteln der Stadt
und aus Beiträgen der Schüler die hiesige Musik¬
schule mit zwei fix besoldeten Musikdirektoren zur

Gänze erhalten werde und daß seit zwei Jahren
von keiner Seite, auch nicht von der Gesellschaft

der Musikfreunde, ein Beitrag geleistet worden sei
St.=V. Josef Anton Mayer ersucht um Auskunft

über den Stand des Ausgleiches mit der Bundes¬


